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AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA 
Grünwald

Wertpapier-Kenn-Nummer (WKN): A0JK2A 
ISIN: DE000A0JK2A8

Eindeutige Kennung des Ereignisses: AR4092023oHV

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

(virtuelle Hauptversammlung)

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am

20. September 2023, 11:00 Uhr (MESZ),

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung der AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA (nach- 
folgend auch die „Gesellschaft“) ein. Die Hauptversammlung wird gemäß § 26n Abs. 1 des Einführungsge- 
setzes zum Aktiengesetz (EGAktG) mit Zustimmung des Aufsichtsrats in Form einer virtuellen Hauptver- 
sammlung gemäß § 118a AktG ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit  
Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten. Ort der Hauptver-
sammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume des AURELIUS-Konzerns, Unterer Anger 3,  
80331 München.

Ordnungsgemäß angemeldete und legitimierte Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können die Übertra- 
gung der Hauptversammlung live in Bild und Ton in dem passwortgeschützten Internetservice zur Haupt- 
versammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter

www.aureliusinvest.de/HV2023

verfolgen und dort ihre Rechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben. Eine physische  
Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten  
Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. Nähere Erläuterungen hierzu  
finden Sie im Anschluss an die Tagesordnung unter Abschnitt III.

http://www.aureliusinvest.de/HV2023
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I. TAGESORDNUNG
1. Vorlage des vom Aufsichtsrat gebilligten Jahresabschlusses der AURELIUS Equity Opportunities 

SE & Co. KGaA zum 31. Dezember 2022, des vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses zum  
31. Dezember 2022, des zusammengefassten Lageberichts für das Geschäftsjahr 2022 sowie des 
Berichts des Aufsichtsrats der AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA für das Geschäfts-
jahr 2022; Beschlussfassung über die Feststellung des Jahresabschlusses der AURELIUS Equity  
Opportunities SE & Co. KGaA zum 31. Dezember 2022

 
 Der Aufsichtsrat hat den von der persönlich haftenden Gesellschafterin aufgestellten Jahresabschluss 

und den Konzernabschluss entsprechend § 171 AktG gebilligt. Gemäß § 286 Abs. 1 AktG, § 27 Abs. 4  
der Satzung der Gesellschaft erfolgt die Feststellung des Jahresabschlusses durch die Hauptver-
sammlung. Für die übrigen Unterlagen, die unter diesem Tagesordnungspunkt genannt sind, sieht das  
Gesetz generell lediglich eine Information der Aktionäre, aber keine Beschlussfassung durch die Haupt-
versammlung vor.

 Die genannten Unterlagen sowie der Vorschlag über die Verwendung des Bilanzgewinns sind ab dem 
Zeitpunkt der Einberufung sowie auch während der Hauptversammlung auf der Internetseite der Ge-
sellschaft unter www.aureliusinvest.de/HV2023 zugänglich. Ferner werden die genannten Unterlagen  
in der Hauptversammlung näher erläutert. 

 Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen 
vor, den Jahresabschluss der AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA für das Geschäftsjahr 2022 
in der vorgelegten Fassung, die einen Bilanzgewinn von EUR 110.328.178,34 ausweist, festzustellen.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2022
 
 Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen 

vor, den Bilanzgewinn der AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA für das Geschäftsjahr 2022  
in Höhe von EUR 110.328.178,34 zur Ausschüttung einer Dividende in Höhe von EUR 0,50 je dividen- 
denberechtigter Stückaktie zu verwenden und im Übrigen auf neue Rechnung vorzutragen. 

 Die Ausschüttungssumme beträgt somit bei zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 
25.984.253 dividendenberechtigten Stückaktien EUR 12.992.126,50. Die von der Gesellschaft gehalte- 
nen eigenen Aktien sind gemäß § 71b AktG nicht dividendenberechtigt. 

 Es ergibt sich damit folgende Verwendung des Bilanzgewinns:

    EUR
Verteilung an die Aktionäre: 12.992.126,50
Gewinnvortrag: 97.336.051,84 
Bilanzgewinn:  110.328.178,34

Sollte sich die Zahl der für das Geschäftsjahr 2022 dividendenberechtigten Stückaktien bis zur Haupt-
versammlung verändern, wird in der Hauptversammlung ein entsprechend angepasster Beschlussvor-
schlag zur Abstimmung gestellt, der unverändert eine Dividende in Höhe von EUR 0,50 je dividenden- 
berechtigter Stückaktie sowie einen entsprechend angepassten Betrag für die Ausschüttungssumme 
und den Gewinnvortrag vorsieht.

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf die Dividende am 25. September 2023 fällig. 

http://www.aureliusinvest.de/HV2023
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3. Beschlussfassung über die Entlastung der persönlich haftenden Gesellschafterin AURELIUS  
Management SE für das Geschäftsjahr 2022

 
 Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen 

vor, der persönlich haftenden Gesellschafterin der Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2022 Entlastung  
zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022
 
 Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen 

vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats der Gesellschaft für diesen 
Zeitraum Entlastung zu erteilen.

5. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Gesellschafterausschusses für das  
Geschäftsjahr 2022

 
 Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen 

vor, den im Geschäftsjahr 2022 amtierenden Mitgliedern des Gesellschafterausschusses der Gesellschaft 
für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

6. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für 
das Geschäftsjahr 2023

 
 Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, die KPMG AG Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft, Niederlassung München, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das 
Geschäftsjahr 2023 zu bestellen.

7. Beschlussfassung über die Neuwahl eines Mitglieds des Aufsichtsrats
 
 Die Amtszeit des von der ordentlichen Hauptversammlung am 18. Mai 2018 gewählten Vorsitzenden des 

Aufsichtsrats, Herr Christian Dreyer-Salzmann, endet mit Beendigung der ordentlichen Hauptversamm-
lung am 20. September 2023. Es soll daher ein Mitglied des Aufsichtsrats neu gewählt werden.

 Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß §§ 278 Abs. 3, 95 Satz 2, 96 Abs. 1 letzte Alternative, 101 Abs. 1 Satz 1 
AktG in Verbindung mit § 8 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft aus sechs (6) von der Hauptversammlung 
zu wählenden Mitgliedern zusammen.

 Der Aufsichtsrat schlägt daher vor, folgende Person als Mitglied des Aufsichtsrats der Gesellschaft zu 
wählen:

Herr Christian Dreyer-Salzmann, geschäftsführender Gesellschafter der Dreyer Ventures &  
Management GmbH, Salzburg (Österreich), wohnhaft in Salzburg (Österreich). 

Die Bestellung erfolgt mit Wirkung ab Beendigung der Hauptversammlung am 20. September 2023  
und erfolgt gemäß § 8 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft in Verbindung mit §§ 278 Abs. 3, 102 Abs. 1 
AktG für eine Amtszeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das  
Geschäftsjahr 2026 beschließt.

Es ist beabsichtigt, dass Herr Christian Dreyer-Salzmann im Falle einer Wiederwahl durch die Hauptver-
sammlung erneut für den Vorsitz im Aufsichtsrat kandidieren wird. 
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Der Aufsichtsrat hat bei dem Wahlvorschlag die Ziele und das Kompetenzprofil für die Zusammenset-
zung des Aufsichtsrats berücksichtigt und sich bei dem vorgeschlagenen Kandidaten versichert, dass 
dieser den zu erwartenden Zeitaufwand für die Tätigkeit im Aufsichtsrat der Gesellschaft aufbringen 
kann. 

Nach der Überzeugung des Aufsichtsrats sind die Mitglieder des Aufsichtsrats auch zukünftig in ihrer 
Gesamtheit im Sinne von § 100 Abs. 5 letzter Halbsatz AktG mit dem Sektor vertraut, in dem die Gesell-
schaft tätig ist. Zudem verfügt mindestens ein Mitglied des Aufsichtsrats über Sachverstand auf dem 
Gebiet Rechnungslegung und mindestens ein weiteres Mitglied des Aufsichtsrats über Sachverstand auf 
dem Gebiet Abschlussprüfung im Sinne von § 100 Abs. 5 erster Halbsatz AktG.

Weitere freiwillige Angaben zu dem zur Wahl vorgeschlagenen Mitglied des Aufsichtsrats, einschließlich 
eines Lebenslaufs, der über relevante Kenntnisse, Fähigkeiten und fachliche Erfahrungen Auskunft gibt 
sowie Angaben zu Mitgliedschaften in gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und 
ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen (§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG) entsprechend 
den Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK) enthält, sind im Anschluss an 
die Tagesordnung in Abschnitt II aufgeführt. Diese Angaben sind zudem auf der Internetseite der Ge- 
sellschaft unter www.aureliusinvest.de/HV2023 zugänglich.

8. Beschlussfassung über die Einziehung von Stückaktien ohne Kapitalherabsetzung; Ermächtigung 
der persönlich haftenden Gesellschafterin zum Erwerb eigener Aktien (§ 71 Abs. 1 Nr. 6 AktG);  
Ermächtigung der persönlich haftenden Gesellschafterin, die Fassung von § 4 Abs. 1, Abs. 2 der Sat-
zung der Gesellschaft entsprechend der Durchführung der Einziehung der Stückaktien anzupassen

 
 Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen 

vor, den folgenden Beschluss zu fassen:

 a) Einziehung von Stückaktien ohne Kapitalherabsetzung

  aa) Die von der Gesellschaft gemäß lit. b) dieses Tagesordnungspunktes erworbenen eigenen 
Aktien werden im vereinfachten Einziehungsverfahren gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG ohne 
Kapitalherabsetzung eingezogen mit der Folge, dass sich der auf die einzelnen übrigen Aktien 
entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals gemäß § 8 Abs. 3 AktG entsprechend erhöht.

  bb) Der Beschluss wird nur durchgeführt, soweit die einzuziehenden Aktien von der Gesellschaft 
nach näherer Maßgabe von lit. b) dieses Tagesordnungspunktes gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 6  
AktG erworben werden. Die einzuziehenden Aktien können von der Gesellschaft bis zum  
20. Dezember 2024 erworben und eingezogen werden (die „Durchführungsfrist“). Die Einzie-
hung erfolgt zum Zweck der teilweisen Auszahlung von freiem Vermögen der Gesellschaft (frei 
verfügbare Rücklagen oder Bilanzgewinn, sofern hierfür verwendbar) an die Aktionäre.

  cc) Der Erwerb der Aktien wird gemäß den Bestimmungen von nachfolgend lit. b) dieses Tages-
ordnungspunktes durchgeführt. Die erworbenen Aktien sind unverzüglich nach Erwerb und 
Erfüllung aller insoweit maßgeblichen Voraussetzungen, namentlich auch des Ablaufs der 
Durchführungsfrist oder des Erreichens der Obergrenzen gemäß lit. b) aa) dieses Tagesord-
nungspunktes oder lit. a) cc) dieses Tagesordnungspunktes, einzuziehen. Die Einziehung 
erfolgt zu Lasten des Bilanzgewinns oder einer frei verfügbaren Rücklage in entsprechender 
Anwendung der Regelung des § 237 Abs. 3 Nr. 2 AktG, soweit diese zu diesem Zweck zur Ver-
fügung stehen und nur bis zu einem Höchstbetrag von insgesamt EUR 80.000.000,00. Dabei 
erfolgt die Zahlung des Kaufpreises (ohne Erwerbsnebenkosten) zunächst zu Lasten der frei 
verfügbaren Rücklagen und, nur soweit diese erschöpft sind, sodann zu Lasten des Bilanzge-
winns.

http://www.aureliusinvest.de/HV2023
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  dd) Die weiteren Einzelheiten regelt die persönlich haftende Gesellschafterin mit Zustimmung  
des Aufsichtsrats.

 b) Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 6 AktG 

  aa) Die persönlich haftende Gesellschafterin wird gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 6 AktG ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats im Rahmen von Öffentlichen Erwerbsangeboten gemäß  
lit. bb) ff. dieses Tagesordnungspunktes oder im Rahmen des Erwerbs über die Börse gemäß 
lit. ff) f. dieses Tagesordnungspunktes Aktien der Gesellschaft in einem Umfang von insgesamt 
bis zu Stück 6.600.000 zum Zwecke der Einziehung nach Maßgabe des Einziehungsbeschlus-
ses zu lit. a) dieses Tagesordnungspunktes durch Kauf zu erwerben.

  bb) Der Erwerb erfolgt außerhalb der Börse mittels eines (oder mehrerer) an alle Aktionäre der 
Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots (Kaufangebote) bzw. mittels einer (oder 
mehrerer) öffentlichen Aufforderung (Aufforderungen) an die Aktionäre zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten (auch „Öffentliches Erwerbsangebot“). Die persönlich haftende Gesell-
schafterin ist berechtigt, mehrere Öffentliche Erwerbsangebote unter Berücksichtigung des  
maximalen Volumens aus lit. b) aa) dieses Tagesordnungspunktes und des Höchstbetrags aus 
lit. a) cc) dieses Tagesordnungspunktes an die Aktionäre zu richten. Einzelheiten der Öffentli-
chen Erwerbsangebote sind jeweils in einem Angebotsschreiben festzusetzen.

  cc) Nach Maßgabe des aktienrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatzes stehen den Aktionären 
der Gesellschaft entsprechende Andienungsrechte bei jedem Öffentlichen Erwerbsangebot 
zu, wobei jeweils eine Aktie der Gesellschaft, mit Ausnahme von der Gesellschaft gehaltener 
eigener Aktien, ein Andienungsrecht vermittelt (die „Andienungsrechte“). Die Andienungs-
rechte sind übertragbar.

   Die Berücksichtigung der Annahmeerklärungen der Aktionäre erfolgt durch Anmeldung der 
auf die Beteiligung entfallenden Andienungsrechte sowie etwaigen zusätzlich von anderen 
Aktionären hinzuerworbenen Andienungsrechten bei der Gesellschaft.

  dd) Bei einem Erwerb im Wege eines Öffentlichen Erwerbsangebots kann die Gesellschaft einen 
festen Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festle-
gen, innerhalb der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. In dem Öffentlichen Erwerbsangebot 
kann die Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots und die Möglich-
keit und die Bedingungen für eine Anpassung der Kaufpreisspanne während der Frist im Fall 
nicht nur unerheblicher Kursveränderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer Kauf-
preisspanne anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genann-
ten Verkaufspreise und des nach Beendigung der Angebotsfrist von der persönlich haftenden 
Gesellschafterin festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt.

   (1)  Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf der angebotene Kaufpreis 
(ohne Erwerbsnebenkosten) oder die Kaufpreisspanne den volumengewichteten  
Durchschnitt der festgestellten Preise einer Aktie der Gesellschaft an den letzten fünf (5) 
Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Kaufangebots im 
Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse mit dem höchsten Handelsvolumen für Aktien 
der Gesellschaft innerhalb dieses Zeitraums um nicht mehr als 10 % über- bzw. unter-
schreiten.

    Im Falle einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten 
fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.
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   (2) Bei einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
darf der auf der Basis der abgegebenen Angebote ermittelte Kaufpreis (ohne Erwerbs- 
nebenkosten) je Aktie der Gesellschaft den volumengewichteten Durchschnitt der fest-
gestellten Preise einer Aktie der Gesellschaft an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen 
vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
von Verkaufsangeboten im Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse mit dem höchs-
ten Handelsvolumen für Aktien der Gesellschaft innerhalb dieses Zeitraums um nicht  
mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. 

    Im Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten 
fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

   (3) Ist kein volumengewichteter Durchschnitt der Preise einer Aktie der Gesellschaft wäh-
rend der letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung 
des Kaufangebots bzw. vor der Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten im Freiverkehrs-Handel einer deutschen Börse feststellbar oder ist der 
Handel der Aktie der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel an sämtlichen deutschen 
Börsen eingestellt, ist der feste Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne auf Grundlage des 
zuletzt feststellbaren volumengewichteten Durchschnitts der festgestellten Preise einer 
Aktie der Gesellschaft während fünf (5) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstagen im 
Freiverkehrshandel der deutschen Börse maßgeblich, bei der vor Beendigung des Han-
dels zuletzt an fünf (5) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstagen ein Preis für Aktien 
der Gesellschaft festgestellt wurde.

Sofern in den in vorstehendem Unterabsatz beschriebenen Fällen jedoch ein außer-
börslicher Handel der Aktien mit ausreichend signifikanten Handelsumsätzen besteht, 
kann für den festen Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne auch der volumengewichteten 
Durchschnitt der festgestellten Preise einer Aktie der Gesellschaft während fünf (5) auf-
einanderfolgenden Handelstagen in dem außerbörslichen Handel vor dem Tag der öf-
fentlichen Ankündigung des Kaufangebots bzw. vor der Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten zur Bewertung der Aktie herangezogen werden.

   (4) Anstelle der volumengewichteten Durchschnittspreise der Aktie der Gesellschaft kann 
als Referenzwert zur Feststellung des festen Kaufpreises oder der Kaufpreisspanne auch 
auf den Wert je Aktie der Gesellschaft vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des 
Angebots bzw. vor der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten abgestellt wer-
den, der (i) auf Grundlage einer von einem unabhängigen sachverständigen Gutachter 
durchgeführten Unternehmensbewertung gemäß dem IDW Standard 1 „Grundsätze zur  
Durchführung von Unternehmensbewertungen“ (IDW S 1 in der Fassung 2008) oder (ii) 
auf Grundlage eines Bewertungsgutachtens von einer anerkannten Investmentbank  
festgelegt wurde oder (iii) auf einer sonstigen angemessenen Marktbewertung, insbeson-
dere soweit diese auf mit einem oder mehreren Aktionären verhandelten Kaufpreis(en) 
basiert, beruht.

  ee) Die nähere Ausgestaltung der Öffentlichen Erwerbsangebote bestimmt die persönlich haften-
de Gesellschafterin mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 

  ff) Alternativ zum Erwerb der eigenen Aktien über ein Öffentliches Erwerbsangebot kann  
der Erwerb der eigenen Aktien auch unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
(§§ 278 Abs. 3, 53a AktG) über die Börse (Freiverkehr einer inländischen Börse, sofern Handel 
mit Aktien der Gesellschaft in diesem Marktsegment) erfolgen.
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  gg) Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den vom Skontroführer zu Beginn des Präsenz-
handels eines jeweiligen Börsenhandelstages ermittelten Eröffnungspreis einer Aktie der Ge-
sellschaft im Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse mit dem höchsten Handelsvolumen 
für Aktien der Gesellschaft innerhalb der letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor dem Tag des 
Erwerbs der eigenen Aktien nicht um mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten.

 c) Ermächtigung der persönlich haftenden Gesellschafterin

Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. 1 und Abs. 2 
der Satzung (Grundkapital) entsprechend dem Umfang der Einziehung im Hinblick auf die Zahl der 
Aktien anzupassen.

Die persönlich haftende Gesellschafterin und der Vorsitzende des Aufsichtsrats werden angewie-
sen, die Eintragung der Durchführung der Einziehung der Aktien und die Anpassung der Zahl der 
Aktien unverzüglich nach Vorliegen der Voraussetzungen für deren Eintragung, namentlich auch 
des Ablaufs der Durchführungsfrist oder des Erreichens der Obergrenzen gemäß lit. b) aa) dieses 
Tagesordnungspunktes oder lit. a) cc) dieses Tagesordnungspunktes, zum Handelsregister anzu-
melden.

9. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien, ein-
schließlich der Ermächtigung zur Einziehung erworbener eigener Aktien im vereinfachten Verfahren 
ohne Herabsetzung des Grundkapitals 

 
 Zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien bedarf die Gesellschaft gemäß §§ 278 Abs. 3, 71  

Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich ausdrücklich zugelassen, einer besonderen Ermächtigung  
durch die Hauptversammlung. Die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. Juni 2022 hat die 
persönlich haftende Gesellschafterin ermächtigt, bis zum Ablauf des 20. Juni 2027 eigene Aktien bis 
zu insgesamt 10 % des Grundkapitals zu erwerben. Die Gesellschaft hat auf der Grundlage dieser Er-
mächtigung eigene Aktien erworben und teilweise eingezogen. Um der Gesellschaft wieder den vollen 
Handlungsspielraum für die Dauer von fünf Jahren einzuräumen, soll der persönlich haftenden Gesell-
schafterin unter Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien bereits in die-
sem Jahr eine neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien erteilt werden. Die 
eigenen Aktien der Gesellschaft, die auf Grundlage früherer Ermächtigungen zum Erwerb eigener Aktien 
erworben wurden, können weiterhin zu den Zwecken der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 
21. Juni 2022 verwendet werden.

 Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen  
daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:

 a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung

Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 21. Juni 2022 erteil-
te und bis zum 20. Juni 2027 befristete Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird zum Zeit- 
punkt des Wirksamwerdens der neuen unter nachstehenden lit. b) bis einschließlich lit. f) dieses 
Tagesordnungspunkts 9 vorgeschlagenen Ermächtigung aufgehoben.

 b) Schaffung einer neuen Ermächtigung

Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, bis zum Ablauf des 19. September 2028
unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§§ 278 Abs. 3, 53a AktG) eigene Aktien der  
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Gesellschaft bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser  
Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapi- 
tals der Gesellschaft zu erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen 
zusammen mit anderen eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft erworben hat und 
noch besitzt oder ihr nach den §§ 278 Abs. 3, 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 
10 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft übersteigen. Die Ermächtigung kann einmal 
oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Ge-
sellschaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft 
oder der Konzernunternehmen ausgeübt werden. Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des 
Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden.

 c) Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien

Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl der persönlich haftenden Gesellschafterin  
(aa) unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§§ 278 Abs. 3, 53a AktG) über die Börse 
(Freiverkehr einer inländischen Börse, sofern Handel mit Aktien der Gesellschaft in diesem Markt-
segment erfolgt) oder (bb) mittels eines an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots bzw. mittels einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten (der Erwerb gemäß (bb) im Folgenden auch „Öffentliches Erwerbsangebot“).

  aa) Erwerb der Aktien über die Börse

   Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den vom Skontroführer zu Beginn des Präsenz-
handels eines jeweiligen Börsenhandelstages ermittelten Eröffnungspreis einer Aktie der Ge-
sellschaft im Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse mit dem höchsten Handelsvolumen 
für Aktien der Gesellschaft innerhalb der letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor dem Tag 
des Erwerbs der eigenen Aktien nicht um mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. Ist kein 
Eröffnungspreis für Aktien der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel einer deutschen Börse 
feststellbar, ist der Kaufpreis, anhand des Eröffnungspreises einer Aktie der Gesellschaft im 
Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse mit dem letzten Handelsumsatz von Aktien der Ge-
sellschaft zu bestimmen, wobei der von der Gesellschaft bezahlte Kaufpreis je Aktie (ohne Er-
werbsnebenkosten) den jeweils maßgeblichen Eröffnungspreis nicht um mehr als 10 % über- 
bzw. unterschreiten darf.

  bb) Erwerb der Aktien mittels eines Öffentlichen Erwerbsangebots

   Bei einem Erwerb im Wege eines Öffentlichen Erwerbsangebots kann die Gesellschaft einen 
festen Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festle-
gen, innerhalb der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. In dem Öffentlichen Erwerbsangebot 
kann die Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots und die Möglich-
keit und die Bedingungen für eine Anpassung der Kaufpreisspanne während der Frist im Fall 
nicht nur unerheblicher Kursveränderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer Kauf-
preisspanne anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genann-
ten Verkaufspreise und des nach Beendigung der Angebotsfrist von der persönlich haftenden 
Gesellschafterin festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt.

   (1) Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf der angebotene Kaufpreis 
(ohne Erwerbsnebenkosten) oder die Kaufpreisspanne den volumengewichteten  
Durchschnitt der festgestellten Preise einer Aktie der Gesellschaft an den letzten fünf (5) 
Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Kaufangebots im 
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Freiverkehrs-Handel der deutschen Börse mit dem höchsten Handelsvolumen für Aktien 
der Gesellschaft innerhalb dieses Zeitraums um nicht mehr als 20 % über- bzw. unter-
schreiten.

    Im Falle einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten 
fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

   (2) Bei einer öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
darf der auf der Basis der abgegebenen Angebote ermittelte Kaufpreis (ohne Erwerbs-
nebenkosten) je Aktie der Gesellschaft den volumengewichteten Durchschnitt der fest-
gestellten Preise einer Aktie der Gesellschaft an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen 
vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Kaufangebots im Freiverkehrs-Handel 
der deutschen Börse mit dem höchsten Handelsvolumen für Aktien der Gesellschaft in-
nerhalb dieses Zeitraums um nicht mehr als 20 % über- bzw. unterschreiten. 

    Im Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten 
fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt.

   (3) Ist kein volumengewichteter Durchschnitt der Preise einer Aktie der Gesellschaft wäh-
rend der letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung 
des Kaufangebots bzw. vor der Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten im Freiverkehrs-Handel einer deutschen Börse feststellbar oder ist der 
Handel der Aktie der Gesellschaft im Freiverkehrs-Handel an sämtlichen deutschen 
Börsen eingestellt, ist der feste Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne auf Grundlage des 
zuletzt feststellbaren volumengewichteten Durchschnitts der festgestellten Preise einer 
Aktie der Gesellschaft während fünf (5) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstagen im 
Freiverkehrshandel der deutschen Börse maßgeblich, bei der vor Beendigung des Han-
dels zuletzt an fünf (5) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstagen ein Preis für Aktien 
der Gesellschaft festgestellt wurde.

   (4) Anstelle der volumengewichteten Durchschnittspreise der Aktie der Gesellschaft kann 
als Referenzwert zur Feststellung des festen Kaufpreises oder der Kaufpreisspanne auch 
auf den Wert je Aktie der Gesellschaft vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des An-
gebots bzw. vor der Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten abgestellt werden, 
der (i) auf Grundlage einer von einem unabhängigen sachverständigen Gutachter durch-
geführten Unternehmensbewertung gemäß dem IDW Standard 1 „Grundsätze zur Durch-
führung von Unternehmensbewertungen“ (IDW S 1 in der Fassung 2008) oder (ii) auf 
Grundlage eines Bewertungsgutachtens von einer anerkannten Investmentbank festge-
legt wurde oder (iii) auf einer sonstigen angemessenen Marktbewertung, insbesondere 
soweit diese auf mit einem oder mehreren Aktionären verhandelten Kaufpreis(en) ba-
siert, beruht.

    Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung kann begrenzt werden. 
Sofern die von den Aktionären zum Erwerb angebotenen Aktien den Gesamtbetrag  
des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung der Gesellschaft überschreiten, erfolgt 
die Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des Kauf- 
angebots bzw. der Verkaufsaufforderung zu den insgesamt von den Aktionären ange-
botenen Aktien. Es kann aber vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu 100  
angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das Kaufangebot oder 
die Verkaufsaufforderung kann weitere Bedingungen vorsehen.
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 d) Weitere Ausgestaltung

  Die weiteren, nicht bereits in vorstehendem lit. c) genannten näheren Einzelheiten der Ausgestal-
tung des Angebots bzw. der an die Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Angeboten gemäß des vorstehenden lit. c) bestimmt die persönlich haftende Gesellschafterin.

 e) Ermächtigung der persönlich haftenden Gesellschafterin zur Veräußerung und sonstigen Ver-
wendung erworbener Aktien

  Die persönlich haftende Gesellschafterin wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden Ermäch-
tigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien wie folgt zu verwenden:

  aa) Die persönlich haftende Gesellschafterin kann die erworbenen eigenen Aktien über die Börse 
oder mittels eines Angebots an alle Aktionäre veräußern.

  bb) Die persönlich haftende Gesellschafterin kann die Aktien im vereinfachten Verfahren ohne  
Herabsetzung des Grundkapitals einziehen, so dass sich durch die Einziehung der Anteil der 
übrigen Aktien am Grundkapital erhöht, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 
eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die persönlich haftende Gesellschaf-
terin ist zur Anpassung der Aktienzahl in der Satzung ermächtigt.

 f) Sonstige Regelungen

Die vorstehend unter lit. e) aufgeführten Ermächtigungen zur Verwendung eigener Aktien können 
ganz oder bezogen auf Teilvolumina der erworbenen eigenen Aktien einmal oder mehrmals, ein-
zeln oder zusammen, ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen unter vorstehendem lit. e) können 
auch durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder von 
Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der Gesell-
schaft stehender Unternehmen ausgeübt werden.

10. Beschlussfassung über die Ergänzung von § 21 der Satzung der Gesellschaft zur Ermöglichung  
virtueller Hauptversammlungen 

Das „Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften und Änderung 
genossenschafts- sowie insolvenz- und restrukturierungsrechtlicher Vorschriften“ vom 20. Juli 2022 
(Bundesgesetzblatt vom 26. Juli 2022, S. 1166 ff.) ermöglicht es, auch zukünftig Hauptversammlungen 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung ab-
zuhalten (virtuelle Hauptversammlung). Nach § 118a Abs. 1 Satz 1 AktG kann die Satzung vorsehen oder 
den Vorstand dazu ermächtigen, vorzusehen, virtuelle Hauptversammlungen abzuhalten. Es soll in § 21 
der Satzung der Gesellschaft eine Ermächtigung vorgesehen werden, die die persönlich haftende Ge-
sellschafterin dazu ermächtigt, künftig virtuelle Hauptversammlungen abzuhalten. Nach § 118a Abs. 5 
Nr. 2 AktG kann die Ermächtigung für einen Zeitraum von längstens fünf Jahren nach Eintragung der 
Satzungsänderung erteilt werden.

Dabei soll vor dem Hintergrund der neu eingeführten Regelungen der gesetzlich mögliche Ermächti-
gungszeitraum von bis zu fünf Jahren nicht voll ausgeschöpft, sondern auf zwei Jahre begrenzt werden. 
Die Aktionäre können dadurch bereits zu einem früheren Zeitpunkt als bei voller Ausschöpfung des ge-
setzlichen Rahmens über eine mögliche erneute Ermächtigung der persönlich haftenden Gesellschafte-
rin zur Durchführung einer virtuellen Hauptversammlung entscheiden.
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Die virtuelle Hauptversammlung in dem durch die entsprechenden Neuregelungen im Aktiengesetz 
vorgesehenen Format wahrt dabei in angemessener Weise die Rechte der Aktionäre und sieht insbe- 
sondere in Annäherung an die Präsenzhauptversammlung die direkte Interaktion zwischen Aktionären 
und Verwaltung während der Versammlung über Videokommunikation und elektronische Kommuni- 
kationswege vor. Die vorgeschlagene Satzungsregelung ordnet die virtuelle Durchführung der Haupt-
versammlung zudem nicht unmittelbar an, sondern ermächtigt die persönlich haftende Gesell- 
schafterin gemäß § 118a Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 AktG dazu, im Vorfeld jeder Hauptversammlung neu zu ent-
scheiden, ob die Versammlung virtuell oder in Präsenz stattfinden soll.

Für zukünftige Hauptversammlungen soll jeweils gesondert und unter Berücksichtigung der Umstände 
des jeweiligen Einzelfalles entschieden werden, ob von der Ermächtigung Gebrauch gemacht und eine 
Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten werden soll. Die persönlich haftende 
Gesellschafterin wird ihre Entscheidungen unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre treffen und hierbei insbesondere die Wahrung der Aktionärsrechte ebenso wie Aspek-
te des Gesundheitsschutzes der Beteiligten, Aufwand und Kosten sowie Nachhaltigkeitserwägungen in 
den Blick nehmen. 

§ 21 der Satzung der Gesellschaft soll um eine entsprechende Ermächtigung in einem neuen Absatz  
ergänzt werden.

Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen 
vor, folgenden Beschluss zu fassen:

§ 21 der Satzung der Gesellschaft wird um folgenden neuen Absatz 4 ergänzt:

 „(4) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist ermächtigt vorzusehen, dass die Hauptversammlun-
gen der Gesellschaft, die bis zum Ablauf von zwei Jahren nach dem Tag der Eintragung dieser  
Satzungsbestimmung in das Handelsregister stattfinden, ohne physische Präsenz der Aktionäre 
oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden (virtuelle Haupt-
versammlung).“ 

11. Beschlussfassung über Änderungen von § 23 und § 24 der Satzung der Gesellschaft betreffend die 
Leitung der Hauptversammlung und die Teilnahme der Mitglieder des Aufsichtsrats und des Gesell-
schafterausschusses im Wege der Bild- und Tonübertragung 

 
 Die Satzungsbestimmungen betreffend die Leitung der Hauptversammlung und die Teilnahme der Auf-

sichtsratsmitglieder der Gesellschaft an Hauptversammlungen sollen mit Blick auf virtuelle Hauptver-
sammlungen angepasst werden.

Nach § 131 Abs. 2 Satz 2 AktG kann die Satzung den Versammlungsleiter ermächtigen, das Frage- und 
Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken, und Näheres dazu bestimmen. Um eine 
sachgerechte Durchführung der Hauptversammlung zu gewährleisten, sieht die Satzung der Gesell-
schaft bereits in § 23 Abs. 3, wie es inzwischen der marktüblichen Praxis entspricht, vor, dass der Ver-
sammlungsleiter das Rede- und Fragerecht in der Hauptversammlung zeitlich angemessen beschränken 
kann. Die insoweit bestehende Regelung soll ergänzt werden. Es soll insbesondere klargestellt werden, 
dass dieses Recht des Versammlungsleiters auch für alle Formate einer virtuellen Hauptversammlung 
gilt und sich entsprechend auch auf Nachfragen im Sinne § 131 Abs. 1d Satz 1 AktG und Fragen zu neuen 
Sachverhalten im Sinne des § 131 Abs. 1e Satz 1 AktG bezieht. 

Daneben soll die gemäß § 24 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft bereits bestehende Möglichkeit, dass 
den Aufsichtsratsmitgliedern in bestimmten Fällen und in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter 
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gestattet werden kann, an der Hauptversammlung im Wege der Ton- und Bildübertragung teilzuneh-
men, auch auf die Fälle einer virtuellen Hauptversammlung und auf die Mitglieder des Gesellschafter-
ausschusses erstreckt werden. Sofern eine unmittelbare Interaktion aller oder einzelner Mitglieder des 
Aufsichtsrats oder des Gesellschafterausschusses mit der Hauptversammlung erforderlich sein sollte, 
wird dies durch die direkte Zuschaltung dieser Personen im Wege der vorgesehenen Zwei-Wege-Kom-
munikation ermöglicht. 

Die persönlich haftende Gesellschafterin, der Gesellschafterausschuss und der Aufsichtsrat schlagen  
daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:

11.1    § 23 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt vollständig neu gefasst: 

 „(3)  Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, das Rederecht der Aktionäre sowie Fragen der Aktionä-
re im Sinne des § 131 Abs. 1 Satz 1 AktG, Nachfragen im Sinne des § 131 Abs. 1d Satz 1 AktG 
und Fragen zu neuen Sachverhalten im Sinne des § 131 Abs. 1e Satz 1 AktG zeitlich angemessen 
zu beschränken. Er kann dabei insbesondere Beschränkungen der Redezeit, der Fragezeit (ein-
schließlich der Zeit für Nachfragen und Fragen zu neuen Sachverhalten) oder der zusammen-
genommenen Rede- und Fragezeit (einschließlich der Zeit für Nachfragen und Fragen zu neuen 
Sachverhalten) sowie den angemessenen zeitlichen Rahmen für den gesamten Hauptversamm-
lungsverlauf, für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne Redner zu Beginn oder 
während des Verlaufs der Hauptversammlung angemessen festlegen; das schließt insbesondere 
auch die Möglichkeit ein, erforderlichenfalls die Wortmeldeliste vorzeitig zu schließen und den 
Schluss der Debatte anzuordnen.“

 11.2    § 24 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt vollständig neu gefasst: 

 „(2)  Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats und Mitgliedern des Gesellschafterausschusses 
an der Hauptversammlung kann in Abstimmung mit dem Versammlungsleiter im Wege der Bild- 
und Tonübertragung erfolgen, sofern das Mitglied des Aufsichtsrats oder des Gesellschafteraus-
schusses seinen Wohnsitz im Ausland hat oder am Tag der Hauptversammlung an der Teilnah-
me gehindert ist oder mit erheblichem Zeit- oder Kostenaufwand verbundene Reisen zum Ort 
der Hauptversammlung in Kauf nehmen müsste oder wenn die Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort 
der Hauptversammlung abgehalten wird.“

Es ist beabsichtigt, über Tagesordnungspunkt 11.1 und 11.2 einzeln abstimmen zu lassen.
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II. ANLAGE ZU TAGESORDNUNGSPUNKT 7 
(Freiwillige Angaben zu dem zur Wahl vorgeschlagenen Kandidaten für den Aufsichtsrat der Gesellschaft)

Der nachfolgende Kandidat wird unter Tagesordnungspunkt 7 zur Wahl für den Aufsichtsrat der Gesellschaft 
vorgeschlagen: 

Herr Christian Dreyer-Salzmann, geschäftsführender Gesellschafter der Dreyer Ventures & Management 
GmbH, Salzburg (Österreich), wohnhaft in Salzburg (Österreich).

Persönliche Daten 
Geburtsjahr:   1962
Geburtsort:   Zell am See (Österreich)
Staatsangehörigkeit: Österreichisch

Ausbildung 
1988     Master of Business Administration (MBA);  INSEAD Fontainebleau (Frankreich) 
1982 bis 1987   Diplom-Maschineningenieur, Eidgenössische Technische Hochschule Zürich  
     (Schweiz)

Beruflicher Werdegang 
Seit 2005    Geschäftsführender Gesellschafter, Dreyer Ven-tures & Management GmbH,  
     Salzburg (Österreich)
2010 bis 2015   Ankeraktionär und Aufsichtsratsvorsitzender, MS Industrie AG, München
1991 bis 2009    Geschäftsführender Gesellschafter und Vor-stand, Hansen Sicherheitstechnik AG,  
     Gelsenkirchen/München
2003 bis 2004   Vorstandsvorsitzender, SKIDATA AG, Grö-dig/Salzburg (Österreich)
1989 bis 1991   Unternehmensberater, McKinsey & Company Inc., München

Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten
– Darwin AG, München (Aufsichtsratsvorsitzender)
– Beno Holding AG, Starnberg (einfaches Mitglied des Aufsichtsrats) 

Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen
Keine

Keine weiteren wesentlichen Tätigkeiten

Relevante Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen
Sachverstand auf dem Gebiet der Rechnungslegung und auf dem Gebiet der Abschlussprüfung

Im Sinne der für Wahlen zum Aufsichtsrat börsennotierter Gesellschaften geltenden Empfehlung C.13 des 
Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK) wird entsprechend freiwillig erklärt:

Der unter Tagesordnungspunkt 7 zur Wahl vorgeschlagene Kandidat steht nach Einschätzung des Aufsichts-
rats in keinen im Sinne von Empfehlung C.13 DCGK bei Wahlen zum Aufsichtsrat börsennotierter Gesellschaf-
ten offenzulegenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zur Gesellschaft, deren Konzernunter-
nehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft beteiligten Aktionär.

Der Aufsichtsrat betrachtet Herrn Christian Dreyer-Salzmann neben den amtierenden Mitgliedern des Auf-
sichtsrats der Gesellschaft, Herrn Prof. Dr. Bernd Mühlfriedel, Frau Rosa Riera, Frau Eva Wimmers und Herrn 
Dr. Ulrich Wolters als unabhängig.



16 I AURELIUS  Weitere Angaben zur Einberufung 

III. WEITERE ANGABEN ZUR EINBERUFUNG
1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

 Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung hat die Gesellschaft 27.269.944 auf den Inhaber 
lautende Stückaktien ausgegeben. Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. Die Gesamtzahl der Stimm-
rechte beträgt somit 27.269.944. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung 1.285.691 eigene 
Aktien, aus denen ihr keine Stimmrechte zustehen. 

2. Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten; Internetservice zur Hauptversammlung 

 Die persönlich haftende Gesellschafterin hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, die ordent-
liche Hauptversammlung gemäß § 118a AktG in Verbindung mit § 26n Abs. 1 EGAktG als virtuelle Haupt-
versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abzuhalten.

 Die gesamte Hauptversammlung wird zu diesem Zweck am 20. September 2023, ab 11:00 Uhr (MESZ) in 
unserem passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung unter der Internetadresse

www.aureliusinvest.de/HV2023

live in Bild und Ton übertragen. Die Übertragung erfolgt aus den Geschäftsräumen des AURELIUS- 
Konzerns, Unterer Anger 3, 80331 München. Dort wird auch der mit der Niederschrift über die Haupt- 
versammlung beauftragte Notar anwesend sein.

Eine physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 

Es können nur diejenigen Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet haben und ihren Aktien-
besitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben (siehe Ziffer III.3 „Voraussetzungen für die Teilnahme an 
der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts“), oder ihre Bevollmächtigten in dem pass-
wortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung die Bild- und Tonübertragung der gesamten  
Hauptversammlung verfolgen. 

Darüber hinaus können Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet haben und ihren Aktienbe-
sitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben, persönlich oder durch Bevollmächtigte ihr Stimmrecht per 
elektronischer Briefwahl oder durch die (Unter-)Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter ausüben. Den elektronisch zur Versammlung zugeschalteten Aktionären und  
ihren Bevollmächtigten wird in der Hauptversammlung im Wege der Videokommunikation das Rede- 
und Auskunftsrecht sowie das Recht eingeräumt, Anträge und Wahlvorschläge zu stellen. Ihnen steht 
außerdem ein Recht zum Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege elektroni-
scher Kommunikation zu. Den ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldeten Aktionären und 
ihren Bevollmächtigten wird ferner das Recht eingeräumt, vor der Hauptversammlung Stellungnahmen 
im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen.

Um den passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung nutzen zu können, müssen Sie 
sich mit Ihren Zugangsdaten einloggen. Die Zugangsdaten für den passwortgeschützten Internetser-
vice zur Hauptversammlung, d. h. die Zugangskennung und das Zugangspasswort, werden den Aktio-
nären nach form- und fristgerechtem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Aktienbesitzes 
bei der Gesellschaft übersandt. Nach erstmaliger Eingabe dieser Zugangsdaten im passwortgeschütz-
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ten Internetservice zur Hauptversammlung kann der Aktionär dort ein eigenes Passwort wählen. Auch 
Bevollmächtigte der Aktionäre erhalten Zugang zum passwortgeschützten Internetservice zur Haupt-
versammlung. Die Bevollmächtigten der Aktionäre erhalten nach ordnungsgemäßer Erteilung einer 
Vollmacht durch den Aktionär eigene Zugangsdaten für den passwortgeschützten Internetservice 
zur Hauptversammlung. Im Übrigen bleiben die Regelungen zu Erteilung, Widerruf und Nachweis der  
Vollmacht (siehe dazu nachstehend Ziffer III.6 „Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmäch-
tigten“) unberührt.

Auf der Benutzeroberfläche des passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung der Ge-
sellschaft erscheinen die verschiedenen Möglichkeiten zur Ausübung Ihrer Aktionärsrechte in Form von 
Schaltflächen und Menüs. 

Bei Nutzung des passwortgeschützten Internetservices und Anklicken des Buttons „Betreten der Haupt-
versammlung“ während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 20. September 2023 sind 
die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigte elektronisch zur virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet.  
Weder die Übertragung der Hauptversammlung noch die elektronische Zuschaltung zur Hauptver-
sammlung ermöglichen eine Teilnahme an der Hauptversammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2  
AktG noch eine Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Teilnahme im Sinne des § 118a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG. 

3. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung der Aktionärsrechte, insbesondere des 
Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung rechtzeitig 
in Textform (§ 126b BGB) angemeldet und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben. Als Nachweis des 
Aktienbesitzes reicht ein gemäß § 67c Abs. 3 AktG durch den Letztintermediär in Textform ausgestellter 
Nachweis über den Anteilsbesitz des Aktionärs, der der Gesellschaft vom Letztintermediär auch direkt 
übermittelt werden kann. Der besondere Nachweis über den Aktienbesitz bei der Gesellschaft hat sich 
auf den Beginn des 30. August 2023, 0:00 Uhr (MESZ), („Nachweisstichtag“) zu beziehen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass in den Mitteilungen nach § 125 AktG, welche in Form und Inhalt ge-
mäß den Anforderungen der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 aufzustellen sind, in Feld C.5. 
der Tabelle 3 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 ein Aufzeichnungsdatum anzugeben ist. 
Dieses Aufzeichnungsdatum (im vorliegenden Fall: 29. August 2023, 22:00 Uhr (UTC)) ist nicht identisch 
mit dem nach § 22 Abs. 3 Satz 2 der Satzung der Gesellschaft zu benennenden Nachweisstichtag (im 
vorliegenden Fall: 30. August 2023, 0:00 Uhr (MESZ)). Die Gesellschaft folgt hier einer Empfehlung des 
Umsetzungsleitfadens für den deutschen Markt des Bundesverbandes deutscher Banken zur Aktio- 
närsrechterichtlinie II/ARUG II. 

Die Anmeldung und der besondere Nachweis des Aktienbesitzes müssen der Gesellschaft spätestens bis 
zum 13. September 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der folgenden Kontaktmöglichkeiten zugehen:

AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
oder per E-Mail an die E-Mail-Adresse: anmeldung@better-orange.de

Nach Eingang der Anmeldung sowie des Nachweises des Aktienbesitzes werden den Aktionären die  
Zugangsdaten (Zugangskennung und Passwort) für die Nutzung des passwortgeschützten Internetser-
vice zur Hauptversammlung der Gesellschaft übersandt („HV-Ticket“). Wir bitten die Aktionäre, frühzei-
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tig für die Anmeldung und Übersendung des Nachweises ihres Aktienbesitzes an die Gesellschaft Sorge 
zu tragen.

4. Bedeutung des Nachweisstichtags

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die Hauptversamm-
lung, insbesondere des Teilnahme- und Stimmrechts, nur als Aktionär, wer den besonderen Nachweis 
über den Aktienbesitz erbracht hat. Die Berechtigung zur Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf 
die Hauptversammlung und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach 
dem Aktienbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für 
die Veräußerbarkeit des Aktienbesitzes einher, das heißt, die Aktionäre können über ihre Aktien auch 
nach erfolgter Anmeldung verfügen. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des 
Aktienbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Berechtigung zur Ausübung der Aktionärsrechte in  
Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Aktien-
besitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich, das heißt Veräußerungen von Aktien nach dem 
Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Ausübung der Aktionärsrechte 
in Bezug auf die Hauptversammlung und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für 
den Zuerwerb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine 
Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, können somit ihre Aktionärsrechte in Bezug auf die 
virtuelle Hauptversammlung nur ausüben, soweit sie sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung 
ermächtigen lassen. Der Nachweisstichtag hat keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung.

5. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl

Aktionäre können ihr Stimmrecht, auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege  
elektronischer Kommunikation ausüben („elektronische Briefwahl“). Auch hierzu sind eine ordnungs-
gemäße Anmeldung und der ordnungsgemäße Nachweis des Aktienbesitzes erforderlich (siehe hierzu 
Ziffer III.3 „Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimm-
rechts“). 

Die Stimmabgabe im Wege der elektronischen Briefwahl kann ab dem 30. August 2023 über den pass-
wortgeschützten Internetservice der Gesellschaft, der über die Internetseite der Gesellschaft unter 

www.aureliusinvest.de/HV2023

zugänglich ist, vorgenommen werden.

Die Stimmabgabe über den passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft unter der Internet-
adresse 

www.aureliusinvest.de/HV2023

ist bis zum Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen 
Hauptversammlung am 20. September 2023 möglich. Bis zum Zeitpunkt der Schließung der Abstim-
mung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 20. September 2023 kann 
im passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft eine über den passwortgeschützten Internet-
service der Gesellschaft vorgenommene Stimmabgabe auch geändert oder widerrufen werden. 

Wird bei der elektronischen Briefwahl zu einem Tagesordnungspunkt keine ausdrückliche oder eindeu-
tige Stimme abgegeben, so wird dies für diesen Tagesordnungspunkt als Enthaltung gewertet. Sollte zu 
einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld 
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der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Stimmabgabe zu diesem Tagesordnungspunkt 
insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung.

6. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ordnungsgemäß den Nachweis ihres Aktienbe- 
sitzes erbracht haben (siehe hierzu Ziff. III.3 „Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und die Ausübung des Stimmrechts“), können sich bei der Ausübung ihrer Aktionärsrechte auch 
durch einen Bevollmächtigten, z. B. einen Intermediär, einen Stimmrechtsberater, eine Aktionärsver-
einigung oder eine andere Person ihrer Wahl, vertreten lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als 
eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der  
Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB) oder können elektronisch unter Verwendung der Ein-
gabemaske in dem passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft unter der Internetadresse

www.aureliusinvest.de/HV2023

erfolgen.

Wird ein Intermediär im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG, eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsbera-
ter oder eine sonstige Person im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG bevollmächtigt, so können abweichende 
Regelungen bestehen, die jeweils bei diesen zu erfragen sind. Ein Verstoß gegen diese und bestimmte 
weitere in § 135 AktG genannte Erfordernisse für die Bevollmächtigung eines Intermediärs im Sinne von 
§ 67a Abs. 4 AktG, einer Aktionärsvereinigung, eines Stimmrechtsberaters oder einer sonstigen Person 
im Sinne von § 135 Abs. 8 AktG beeinträchtigt allerdings gemäß § 135 Abs. 7 AktG die Wirksamkeit der 
Stimmabgabe nicht.

Bevollmächtigte können das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der  
elektronischen Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht und Weisung an die von der Ge-
sellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter ausüben. 

Damit ein Bevollmächtigter die virtuelle Hauptversammlung über den passwortgeschützten Internet-
service der Gesellschaft verfolgen und eine elektronische Briefwahl oder eine Erteilung von (Unter-)Voll-
macht auch auf elektronischem Weg über den passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft 
vornehmen kann, erhält dieser eigene Zugangsdaten für den passwortgeschützten Internetservice der 
Gesellschaft. Bei Erteilung der Vollmacht gleichzeitig mit der Anmeldung zur virtuellen Hauptversamm-
lung werden die Zugangsdaten direkt an den Bevollmächtigten übersandt. Ansonsten werden den Be-
vollmächtigten die Zugangsdaten nach Eingang der Vollmacht oder ihres Nachweises bei der Gesell-
schaft unter der unten angegebenen Adresse oder über den passwortgeschützten Internetservice der 
Gesellschaft über den vom Aktionär gewählten Weg übermittelt. Wir bitten unsere Aktionäre deshalb, 
möglichst frühzeitig für eine ordnungsgemäße Vollmachterteilung Sorge zu tragen, damit die Bevoll-
mächtigten ihre Zugangsdaten rechtzeitig erhalten können; dies gilt aufgrund der üblichen Postlauf-
zeiten insbesondere für den Fall, dass den Bevollmächtigten ihre Zugangsdaten per Post übermittelt 
werden sollen. 

Die Bevollmächtigung kann gegenüber dem Bevollmächtigten erklärt oder gegenüber der Gesellschaft 
erklärt bzw. nachgewiesen werden. Gleiches gilt für den Widerruf. Ein Formular für die Erteilung von 
Vollmachten wird zusammen mit dem HV-Ticket übersandt. Das entsprechende Formular ist zudem auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.aureliusinvest.de/HV2023
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zugänglich. Möglich ist es aber auch, eine Vollmacht in anderer Weise zu erteilen; diese muss aber eben-
falls der Textform (§ 126b BGB) genügen, wenn weder ein Intermediär im Sinne von § 67a Abs. 4 AktG 
noch eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder eine sonstige Person im Sinne von § 135 
Abs. 8 AktG bevollmächtigt wird.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis einer gegenüber einem Bevollmächtigten 
erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber der Gesellschaft müssen auf einem der folgenden 
Wege aus organisatorischen Gründen bis zum 19. September 2023, 24:00 Uhr (MESZ), der Gesellschaft 
zugehen: 

AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA  
c/o Better Orange IR & HV AG  
Haidelweg 48  
81241 München   
oder per E-Mail an die E-Mail-Adresse: aurelius@better-orange.de

Die Erteilung einer Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft, deren Änderung oder ihr  
Widerruf ist ab dem 30. August 2023 unter Verwendung der Eingabemaske auch auf elektronischem  
Weg unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft unter der Internetadresse 

www.aureliusinvest.de/HV2023

vor und während der virtuellen Hauptversammlung am 20. September 2023 möglich. Es ist auch ein 
Widerruf oder eine Änderung einer zuvor in Textform (§ 126b BGB) übersendeten oder über den pass-
wortgeschützten Internetservice der Gesellschaft erteilten Vollmacht möglich.

Gehen bei der Gesellschaft darüber hinaus im Zusammenhang mit der Erteilung und dem Widerruf einer 
Vollmacht oder Weisung auf unterschiedlichen Übermittlungswegen voneinander abweichende Erklä-
rungen ein und ist für die Gesellschaft nicht erkennbar, welche dieser Erklärungen zuletzt erfolgt ist, 
werden diese Erklärungen in folgender Reihenfolge der Übermittlungswege als verbindlich behandelt: 
(1) Internetservice zur Hauptversammlung, (2) E-Mail und (3) Papierform.

Auch im Fall einer Vollmachterteilung sind Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes form- und  
fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich (siehe hierzu Ziff. III.3 „Voraussetzungen 
für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts“). Dies schließt – vor-
behaltlich der vorgenannten Bedingungen für die Erteilung einer Vollmacht – eine Erteilung von Voll-
machten nach Anmeldung und Nachweis des Aktienbesitzes nicht aus.

7. Verfahren für die Stimmabgabe durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären an, sich durch von der Gesellschaft benannte weisungsgebun-
dene Stimmrechtsvertreter, die das Stimmrecht ausschließlich gemäß den Weisungen des jeweiligen 
Aktionärs ausüben, vertreten zu lassen. Diesen von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertretern 
müssen neben der Vollmacht auch Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Sie 
üben das Stimmrecht nicht nach eigenem Ermessen, sondern ausschließlich auf der Grundlage der vom 
Aktionär erteilten Weisungen aus und haben das Recht, Untervollmacht zu erteilen. Soweit keine aus-
drückliche oder eine widersprüchliche oder unklare Weisung erteilt worden ist, enthalten sich die von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter zu den entsprechenden Beschlussgegenständen der 
Stimme; dies gilt immer auch für sonstige Anträge. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelab-
stimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, 
so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für 
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jeden Punkt der Einzelabstimmung. Bitte beachten Sie, dass die von der Gesellschaft benannten Stimm- 
rechtsvertreter weder im Vorfeld der Hauptversammlung noch während der Hauptversammlung Auf-
träge zu Wortmeldungen, zum Stellen von Fragen oder Anträgen oder zur Abgabe von Erklärungen zu 
Protokoll entgegennehmen und – mit Ausnahme der Ausübung des Stimmrechts – auch keine sonstigen 
Aktionärsrechte wahrnehmen.

Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie die Er-
teilung von Weisungen der Textform (§ 126b BGB) oder hat ab dem 30. August 2023 unter Verwendung 
der Eingabemaske über den passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft unter der Internet-
adresse 

www.aureliusinvest.de/HV2023

zu erfolgen. Gleiches gilt für die Änderung oder den Widerruf der Vollmacht oder der Weisungen. 

Ein Vollmacht- und Weisungsformular für die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter und 
die entsprechenden Erläuterungen erhalten die Aktionäre zusammen mit dem HV-Ticket übersandt. Das 
entsprechende Formular steht außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.aureliusinvest.de/HV2023

zum Download bereit.

Die Erteilung der Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, die Erteilung 
von Weisungen, ihre Änderung und ihr Widerruf müssen der Gesellschaft spätestens bis zum 19. Septem-
ber 2023, 24:00 Uhr (MESZ), an eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten zugehen:

AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA  
c/o Better Orange IR & HV AG  
Haidelweg 48  
81241 München   
oder per E-Mail an die E-Mail-Adresse: aurelius@better-orange.de

Alternativ können die Erteilung oder der Widerruf einer Vollmacht oder die Erteilung, die Änderung  
oder der Widerruf von Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter spätes-
tens bis zum Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen 
Hauptversammlung am 20. September 2023 auf elektronischem Weg unter Nutzung des passwortge-
schützten Internetservice der Gesellschaft unter der Internetadresse

www.aureliusinvest.de/HV2023

erfolgen. Bis zum Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der  
virtuellen Hauptversammlung am 20. September 2023 ist auch ein Widerruf oder eine Änderung einer 
zuvor in Textform (§ 126b BGB) übersendeten erteilten Vollmacht mit Weisungen an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter möglich.

Liegen der Gesellschaft für ein und dieselbe Aktie sowohl eine Stimmabgabe per elektronischer Brief-
wahl als auch eine Vollmacht- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter unwiderrufen vor oder gehen bei der Gesellschaft sonst im Zusammenhang mit der Er-
teilung und dem Widerruf einer Vollmacht oder Weisung auf unterschiedlichen Übermittlungswegen 
voneinander abweichende Erklärungen ein und ist für die Gesellschaft nicht erkennbar, welche dieser 
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Erklärungen zuletzt erfolgt ist, werden diese Erklärungen in folgender Reihenfolge der Übermittlungs-
wege als verbindlich behandelt: (1) Internetservice zur Hauptversammlung, (2) E-Mail und (3) Papier-
form.

Auch bei Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind Anmeldung 
und Nachweis des Aktienbesitzes form- und fristgerecht nach den vorstehenden Bestimmungen erfor-
derlich (siehe hierzu Ziffer III.3 „Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts“).

8. Rechte der Aktionäre gemäß § 278 Abs. 3 AktG in Verbindung mit § 118a Abs. 1, § 122 Abs. 2, § 126 
Abs. 1 und 4, § 127, § 130a, § 131 Abs. 1 und 1f AktG 

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß § 278 Abs. 3 AktG in Verbindung 
mit § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile allein oder zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den an-
teiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können gemäß § 278 Abs. 3 AktG in Verbindung mit § 122 
Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung der Hauptversammlung gesetzt und 
bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvor-
lage beiliegen.

Die Antragssteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs 
des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung der persönlich haf-
tenden Gesellschafterin über den Antrag halten, wobei § 70 AktG bei der Berechnung der Aktienbesitz-
zeit Anwendung findet. Der Tag des Zugangs des Verlangens ist nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von 
einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nach-
folgenden Werktag kommt gemäß §§ 122 Abs. 1 Satz 4, 121 Abs. 7 AktG nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 
193 BGB sind nicht entsprechend anzuwenden. 

Das Verlangen ist schriftlich an die persönlich haftende Gesellschafterin der Gesellschaft zu richten  
und muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum 
26. August 2023, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. 

Wir bitten, entsprechende Verlangen an folgende Adresse zu richten:

AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA  
– Die persönlich haftende Gesellschafterin –  
AURELIUS Management SE  
– Geschäftsführende Direktoren –  
Ludwig-Ganghofer-Straße 6 
82031 Grünwald

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit dies nicht bereits mit der  
Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger be-
kannt gemacht. Sie werden den Aktionären außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
www.aureliusinvest.de/HV2023 unverzüglich zugänglich gemacht.
 
 
 
 

http://www.aureliusinvest.de/HV2023
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Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 278 Abs. 3 AktG in Verbindung mit § 126 
Abs. 1, § 127, § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, § 130a Abs. 5 Satz 3 AktG 

Aktionäre können Gegenanträge gegen Vorschläge der persönlich haftenden Gesellschafterin, des Ge-
sellschafterausschusses und/oder des Aufsichtsrats zu bestimmten Punkten der Tagesordnung gemäß 
§§ 278 Abs. 3, 126 Abs. 1 AktG sowie Vorschläge zu Wahlen gemäß §§ 278 Abs. 3, 127 AktG übersenden. 
Gegenanträge und Wahlvorschläge (nebst etwaiger Begründung) sind ausschließlich an eine der folgen-
den Kontaktmöglichkeiten zu richten: 

AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA 
Frau Sibylle Riegel 
Ludwig-Ganghofer-Straße 6 
82031 Grünwald 
oder per E-Mail an die E-Mail-Adresse: hv2023@aureliusinvest.de

Anderweitig adressierte Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt.

Rechtzeitig, d. h. bis zum 5. September 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter einer der vorstehenden Kontakt-
möglichkeiten eingegangene und zugänglich zu machende Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden 
den Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs sowie einer etwaigen Begründung auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.aureliusinvest.de/HV2023 unverzüglich zugänglich gemacht. 
Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter dieser Internetadresse veröffent-
licht. 

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner etwaigen Begründung bzw. eines Wahl-
vorschlags kann die Gesellschaft unter den in §§ 278 Abs. 3, 126 Abs. 2 AktG (in Verbindung mit § 127  
Satz 1 AktG) genannten Voraussetzungen absehen. Die Begründung braucht beispielsweise nicht zu-
gänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Einen Wahlvorschlag 
braucht die persönlich haftende Gesellschafterin nach §§ 278 Abs. 3, 127 Satz 3 AktG auch dann nicht 
zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG enthält. 

Von der Gesellschaft zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge der Aktionäre gelten 
nach §§ 278 Abs. 3, 126 Abs. 4 AktG als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. Zu diesen Anträgen 
und Wahlvorschlägen können Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet 
haben und ihren Aktienbesitz ordnungsgemäß nachgewiesen haben, das Stimmrecht ausüben. Sofern 
der den Gegenantrag stellende oder Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär nicht ordnungsgemäß an-
gemeldet und seinen Aktienbesitz nicht ordnungsgemäß nachgewiesen hat, muss der Gegenantrag 
oder Wahlvorschlag in der Hauptversammlung nicht behandelt werden.

Elektronisch zur Hauptversammlung zugeschaltete Aktionäre können gemäß § 118a Abs. 1 Satz 2  
Nr. 3 AktG in Verbindung mit § 130a Abs. 5 Satz 3 AktG Anträge und Wahlvorschläge auch in der Hauptver-
sammlung im Rahmen ihres Rederechts im Wege der Videokommunikation über den passwortgeschütz-
ten Internetservice der Gesellschaft stellen. 

Einreichung von Stellungnahmen gemäß § 278 Abs. 3 AktG i.V.m. § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6, § 130a 
Abs. 1 bis 4 AktG

Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben  
das Recht, bis spätestens fünf Tage vor der Hauptversammlung, also bis zum 14. September 2023,  
24:00 Uhr (MESZ), im Wege elektronischer Kommunikation Stellungnahmen zu den Gegenständen der 
Tagesordnung einzureichen. 

http://www.aureliusinvest.de/HV2023


24 I AURELIUS  Weitere Angaben zur Einberufung 

Stellungnahmen sind der Gesellschaft in Textform als Datei im Dateiformat PDF mit einer empfohlenen 
Dateigröße von maximal 50 MB bis zum 14. September 2023, 24:00 Uhr (MESZ), im Wege der elektroni-
schen Kommunikation über den passwortgeschützten Internetservice unter der Internetadresse 

www.aureliusinvest.de/HV2023

zu übermitteln. Der Umfang einer Stellungnahme darf 10.000 Zeichen (inklusive Leerzeichen) nicht 
überschreiten.

Mit dem Einreichen erklärt sich der Aktionär oder Bevollmächtigte damit einverstanden, dass die Stel-
lungnahme unter Nennung des Namens im passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft zu-
gänglich gemacht wird. 

Die Gesellschaft wird die Stellungnahmen bis spätestens vier Tage vor der Versammlung, also bis zum 
15. September 2023, 24:00 Uhr (MESZ), den ordnungsgemäß angemeldeten Aktionären und ihren 
Bevollmächtigten unter Nennung des Namens über den passwortgeschützten Internetservice der  
Gesellschaft unter der Internetadresse www.aureliusinvest.de/HV2023 zugänglich machen.

Stellungnahmen werden nicht zugänglich gemacht, wenn sie verspätet eingereicht werden oder die 
vorstehenden Anforderungen nicht erfüllen oder soweit sich die persönlich haftende Gesellschafterin 
durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, wenn sie in wesentlichen Punkten offensichtlich 
falsche oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthalten oder wenn der Aktionär zu 
erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird 
(§ 278 Abs. 3 AktG in Verbindung mit § 130a Abs. 3 Satz 4 in Verbindung mit § 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1,  
Nr. 3 und Nr. 6 AktG).

Anträge und Wahlvorschläge, Fragen, Auskunftsverlangen und Widersprüche gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung im Rahmen der in Textform eingereichten Stellungnahmen werden in der Haupt-
versammlung nicht berücksichtigt. Insbesondere begründet die Möglichkeit zur Einreichung von Stel-
lungnahmen keine Möglichkeit zur Vorabeinreichung von Fragen nach § 131 Abs. 1a AktG. Das Stellen 
von Anträgen und das Unterbreiten von Wahlvorschlägen (wie vorstehend beschrieben), die Ausübung 
des Auskunftsrechts (wie nachstehend beschrieben) sowie die Erklärung von Widersprüchen gegen Be-
schlüsse der Hauptversammlung (wie nachstehend beschrieben) sind ausschließlich auf den in dieser 
Einberufung jeweils gesondert beschriebenen Wegen möglich.

Rederecht gemäß § 278 Abs. 3 AktG i.V.m. § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 7, § 130a Abs. 5 und 6 AktG

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der virtuellen Hauptversammlung zuge- 
schaltet sind, haben in der Hauptversammlung ein Rederecht, das im Wege der Videokommunikation 
ausgeübt wird. Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG (wie vorstehend be-
schrieben) und Auskunftsverlangen nach § 131 AktG (wie nachstehend beschrieben) können Bestandteil 
des Redebeitrags sein.

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können ihre Redebeiträge ab Beginn der Hauptversammlung im 
passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft unter der Internetadresse www.aureliusinvest.de/HV2023 
gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren anmelden. Der Versammlungsleiter wird das Verfahren der 
Wortmeldung und Worterteilung in der Hauptversammlung näher erläutern. 

http://www.aureliusinvest.de/HV2023
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Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen dem Aktio- 
när bzw. dem Bevollmächtigten und der Gesellschaft in der Hauptversammlung und vor dem Rede- 
beitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit der Videokommuni- 
kation nicht sichergestellt ist.

Gemäß § 131 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 23 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft ist der 
Versammlungsleiter berechtigt, das Rede- und Fragerecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu be-
schränken. Er kann dabei insbesondere Beschränkungen der Redezeit, der Fragezeit oder der zusam-
mengenommenen Rede- und Fragezeit sowie den angemessenen zeitlichen Rahmen für den ganzen 
Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne Redner zu 
Beginn oder während des Verlaufs der Hauptversammlung angemessen festlegen.

Auskunftsrecht gemäß § 278 Abs. 3 AktG i.V.m. § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, § 131 Abs. 1 und 1f AktG

Jedem Aktionär ist gemäß § 278 Abs. 3 AktG in Verbindung mit § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der 
Hauptversammlung von der persönlich haftenden Gesellschafterin der Gesellschaft Auskunft über An-
gelegenheiten der Gesellschaft einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Ge-
sellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie über die Lage des Konzerns und der in den Konzern-
abschluss einbezogenen Unternehmen zu geben, soweit diese Auskunft jeweils zur sachgemäßen 
Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist.

Das Auskunftsrecht ist ausschließlich in der Hauptversammlung auszuüben. Es ist vorgesehen, dass der 
Versammlungsleiter festlegen wird, dass das Auskunftsrecht in der Hauptversammlung gemäß § 131 
Abs. 1f AktG ausschließlich im Wege der Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Re-
derechts (wie vorstehend beschrieben), wahrgenommen werden kann. Eine anderweitige Einreichung 
von Fragen im Wege der elektronischen oder sonstigen Kommunikation ist weder vor noch während der 
Hauptversammlung vorgesehen.

Zur Hauptversammlung zugeschaltete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten können Verlangen nach 
§ 131 Abs. 4 und Abs. 5 AktG außer im Rahmen der Ausübung des Rederechts darüber hinaus auch im 
Wege der elektronischen Kommunikation über den passwortgeschützten Internetservice der Gesell-
schaft übermitteln.

Widerspruchsrecht gegen Beschlüsse der Hauptversammlung gemäß § 278 Abs. 3 AktG i.V.m. § 118a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 i.V.m. § 245 Nr. 1 AktG

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der virtuellen Hauptversammlung zugeschal-
tet sind, haben das Recht, Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zur Niederschrift des 
Notars im Wege elektronischer Kommunikation zu erklären. Widerspruch kann vom Beginn der Haupt-
versammlung bis zu ihrem Ende über den passwortgeschützten Internetservice der Gesellschaft unter 
der Internetadresse 

www.aureliusinvest.de/HV2023

erklärt werden. Darüber hinaus haben sie auch im Rahmen ihres Rederechts die Möglichkeit, Wider-
spruch zur Niederschrift des Notars zu erklären.

http://www.aureliusinvest.de/HV2023
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9. Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft

Diese Einberufung der Hauptversammlung, die zugänglich zu machenden Unterlagen und Gegenanträ-
ge oder Wahlvorschläge der Aktionäre sowie weitere Informationen im Zusammenhang mit der Haupt-
versammlung sind über die Internetseite der Gesellschaft unter

www.aureliusinvest.de/HV2023

zugänglich. 

Dort werden nach der Hauptversammlung auch die festgestellten Abstimmungsergebnisse veröffent-
licht.

10. Datenschutzrechtliche Betroffeneninformation für Aktionäre und ihre Bevollmächtigten

Wenn sich Aktionäre für die Hauptversammlung anmelden und ihre Aktionärsrechte in Bezug auf die 
virtuelle Hauptversammlung ausüben oder eine Stimmrechtsvollmacht erteilen, erhebt die Gesellschaft 
personenbezogene Daten über die Aktionäre und/oder ihre Bevollmächtigten, um den Aktionären und 
ihren Bevollmächtigten die Ausübung ihrer Rechte in Bezug auf die virtuelle Hauptversammlung zu er-
möglichen. Die Gesellschaft verarbeitet personenbezogene Daten als verantwortliche Stelle unter Be-
achtung der Bestimmungen der Datenschutz-Grundverordnung („DS-GVO“) sowie aller weiteren maß-
geblichen Gesetze. 

Einzelheiten zum Umgang mit den personenbezogenen Daten und zu den Rechten der Aktionäre gemäß 
der DS-GVO finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter

www.aureliusinvest.de/HV2023.

Grünwald, im August 2023

AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA 
Die persönlich haftende Gesellschafterin AURELIUS Management SE 

Die geschäftsführenden Direktoren

http://www.aureliusinvest.de/HV2023
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AURELIUS Equity Opportunities SE & Co. KGaA

Ludwig-Ganghofer-Straße 6 • 82031 Grünwald

Telefon: +49 89 45 20 527 0

info@aureliusinvest.de 

www.aureliusinvest.de

Büro München • Anger Palais 

Unterer Anger 3 • 80331 München

Telefon: +49 89 544 799 0  

Büro Düsseldorf 

Kaistr. 5 • 40221 Düsseldorf

Telefon: +49 211 339 374 01

AURELIUS UK

6th Floor, 33 Glasshouse Street  

London W1B 5DG • Großbritannien

Telefon: +44 20 7440048 0

info@aureliusinvest.co.uk 

www.aureliusinvest.co.uk

AURELIUS NORDICS

Sturegatan 34

114 36 Stockholm • Schweden

Telefon: +46 812 844 511

info@aureliusinvest.se 

www.aureliusinvest.se

AURELIUS BENELUX

Herengracht 493

1017 BT, Amsterdam • Niederlande

Telefon: +31 20 854 6468

info@aureliusinvest.nl 

www.aureliusinvest.nl

AURELIUS IBERIA

Velázquez 53, 2º Izqda

28001 Madrid • Spanien

Telefon: +34 914 365 184

info@aureliusinvest.es 

www.aureliusinvest.es

AURELIUS ITALY

Via Dante 9

20121 Mailand • Italien

Telefon: +39 328 8532 900

www.aureliusinvest.it


